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§ 85
Dolmetscher für Gehörlose und Stumme

Die Vorschriften über die Hinzuziehung eines Dolmetschers 
gelten entsprechend, wenn der Beschuldigte, der Angeklagte 
oder der Zeuge taub oder stumm ist.

A c h t e r  A b s c h n i t t  

Ordnungsstrafe
§ 86

In den in diesem Gesetz bestimmten Fällen können das 
Gericht und der Staatsanwalt zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und zur Einhaltung der den Bürgern im Strafver­
fahren obliegenden Pflichten eine Ordnungsstrafe bis zu 
150,— Mark aussprechen.

D r i t t e s  K a p i t e l  
Ermittlungsverfahren

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Leitung des Ermittlungsverfahrens

§ 87
Aufgaben des Staatsanwalts

(1) Das Ermittlungsverfahren in Strafsachen leitet der 
Staatsanwalt.

(2) Der Staatsanwalt ist verantwortlich für die Einhaltung 
der Gesetzlichkeit im Ermittlungsverfahren. Er hat zu ge­
währleisten, daß
1. alle Straftaten auf gedeckt und aufgeklärt werden, die 

Wahrheit im Strafverfahren allseitig und unvoreingenom­
men festgestellt wird. Beschuldigte, die einer Straftat 
hinreichend verdächtig sind, vor Gericht angeklagt werden 
oder die Sache an ein gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege übergeben wird;

2. die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Durchführung 
des Ermittlungsverfahrens strikt eingehalten werden;

3. die Würde der Bürger gewahrt, kein Bürger unbegründet 
beschuldigt oder ungesetzlichen Beschränkungen seiner 
Rechte unterworfen wird;

4. die Bürger im Ermittlungsverfahren an der Aufdeckung, 
Aufklärung und Überwindung der Straftaten, ihrer Ur­
sachen und Bedingungen mitwirken.

§ 88

Durchführung der Ermittlungen
(1) Die Ermittlungen in Strafsachen führen die staatlichen 

Untersuchungsorgane durch.
(2) Untersuchungsorgane sind: -

1. die Untersuchungsorgane des Ministeriums des Innern;
2. die Untersuchungsorgane des Ministeriums für Staats­

sicherheit;
3. die Untersuchungsorgane der Zollverwaltung.

(3) Der Staatsanwalt kann das Ermittlungsverfahren oder 
einzelne Ermittlungshandlungen selbst durchführen sowie 
Ermittlungsverfahren jederzeit selbständig einleiten und ein­
stellen.

§ 89
Aufsicht des Staatsanwalts 

über die Untersuchungsorgane
(1) Die Aufsicht über alle Ermittlungen der Untersuchungs­

organe obliegt dem Staatsanwalt.

(2) Der Staatsanwalt ist berechtigt:
1. Weisungen zu erteilen hinsichtlich der Einleitung und 

Durchführung des Ermittlungsverfahrens, einzelner Er­
mittlungshandlungen, der Fahndung sowie zur Weiter­
leitung oder Einstellung der Sache;

2. von den Untersuchungsorganen Unterlagen und andere 
Angaben über Ermittlungsverfahren anzufordern;

3. Strafsachen mit schriftlichen Weisungen zur Nachermitt­
lung an das Untersuchungsorgan zurückzugeben;

4. ungesetzliche Verfügungen des Untersuchungsorgans auf­
zuheben oder abzuändem.

§ 90
Untersuchung durch andere Staatsorgane

(1) Der Staatsanwalt kann die Durchführung der Unter­
suchung auch anderen staatlichen Organen übertragen, soweit 
sie in deren Arbeitsbereich fällt.

(2) Prozessuale Zwangsmaßnahmen dürfen diese Organe nur 
vornehmen, soweit sie dazu gesetzlich ermächtigt sind.

§ 91
Beschwerde gegen Maßnahmen 

der Untersuchungsorgane und des Staatsanwalts
(1) Beschuldigte, Verteidiger, Zeugen, Sachverständige, 

Geschädigte und andere Personen haben das Recht, gegen 
jede sie betreffende Maßnahme der Untersuchungsorgane 
Beschwerde beim Staatsanwalt einzulegen. Zuständig für die 
Bearbeitung der Beschwerde ist der Staatsanwalt, der die 
Aufsicht über die Untersuchungen führt. Über Beschwerden 
gegen Maßnahmen des Staatsanwalts entscheidet der über­
geordnete Staatsanwalt.

(2) Der Staatsanwalt hat über die Beschwerde innerhalb 
von fünf Tagen zu entscheiden, das Ergebnis aktenkundig 
zu machen und dem Beschwerdeführer mitzuteilen. Wird der 
Beschwerde stattgegeben, hat der Staatsanwalt eine ent­
sprechende Weisung zu erteilen.

(3) Durch die Beschwerde wird der Gang der Untersuchung 
nicht aufgehalten. Die Durchführung der Maßnahme kann 
ausgesetzt werden.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  
Einleitung des Ermittlungsverfahrens

§ 92
Anlässe zur Prüfung

Anlässe zur Prüfung der Einleitung eines Ermittlungsver­
fahrens können sein:
1. eigene Feststellungen der Untersuchungsorgane;
2. Aufträge des Staatsanwalts;
3. Anzeigen und Mitteilungen von Staats- und Wirtschafts­

organen ;
4. Anzeigen und Mitteilungen der Arbeiter-und-Bauem- 

Inspektion;
5. Anzeigen und Mitteilungen gesellschaftlicher Organisatio­

nen und Einrichtungen;
6. Anzeigen und Mitteilungen von Bürgern;
7. Selbstbezichtigungen;
8. Tod unter verdächtigen Umständen.

§ 93
Anzeigen und Mitteilungen

(1) Anzeigen und Mitteilungen können mündlich oder 
schriftlich erstattet werden. Uber die mündliche Anzeige 
oder Mitteilung ist ein Protokoll aufzunehmen. Das Protokoll 
ist von dem Anzeigenden oder Mitteilenden zu unterschrei-


